
zugunsten Dritter iSv § 328 BGB. Dies ergibt sich aus § 421 I 2 HGB, wonach dem nicht am
Vertragsschluss beteiligten Empfänger eigene vertragliche Ansprüche eingeräumt werden
(BeckOGK/Kober, 1.1.2024, BGB § 634 Rn. 62). Dies führt indes nach allgemeiner Ansicht
nicht dazu, dass die Konstellation der Drittschadensliquidation ausgeschlossen sein soll,
sondern stellt vielmehr eine gesetzliche Ausprägung derselben dar (Oetker/Paschke, HGB,
8. Aufl. 2024, HGB § 421 Rn. 14; BeckOGK/Kober, 1.1.2024, BGB § 634 Rn. 62).

(ccc) Es handelt sich auch um eine zufällige Schadensverlagerung, da aus der Sicht des
Schädigers D wegen § 447 I BGB zufälligerweise der Schaden nicht bei V, sondern bei K
eingetreten ist. D hat keinen Einfluss darauf, ob V und K eine Bringschuld oder Schickschuld
vereinbaren.

Hinweis: Vorliegend handelt es sich um die Fallgruppe der sog. obligatorischen Gefahrentlastung. Dazu
zählen beispielsweise § 447 BGB, § 644 I 1 BGB, Vereinbarungen zwischen dem Gläubiger und Drittem
sowie ein Vermächtnis. Weitere Fallgruppen der zufälligen Schadensverlagerung sind beispielsweise die
verdeckte (mittelbare) Stellvertretung, Treuhandverhältnisse oder Obhutsfälle.

(ddd) Folge der sog. Drittschadensliquidation ist, dass derjenige, der einen Anspruch gegen
den Schädiger hat (V), den Schaden des Dritten (K) geltend machen (dh liquidieren) kann.
Der Schaden des K wird zur Anspruchsgrundlage des V gegen D aus § 280 I BGB gezogen. V
hat also diesen Anspruch gegen D.

Hinweis: Bei der Drittschadensliquidation wird also der Schaden zur Anspruchsgrundlage gezogen.

Mithin ist V dem K gem. § 285 I Hs. 2 BGB zur Abtretung verpflichtet, sodass K die Einrede
aus § 320 I BGB zusteht.

Hinweis: Die beiden dargestellten Ansichten zur Korrektur des Schadensbegriffs gelangen zum gleichen
Ergebnis, sodass eine Stellungnahme nicht erforderlich ist.

IV. Ergebnis

V hat gegen K einen Anspruch auf Kaufpreiszahlung iHv 450 EUR aus § 433 II BGB nur
Zug um Zug gegen Abtretung (§ 398 BGB) des Schadensersatzanspruchs aus § 280 I BGB
gegen D, §§ 320, 322, 285 I BGB.
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Ausgangsfall

Die H-AG (H) produziert Smartphones. Auf ihrer Webseite befindet sich prominent plat-
ziert der Hinweis:

„Wir stellen höchste Anforderungen an unsere Zulieferer – Unsere Smartphones werden ohne
Umwelt- und Menschenrechtsverletzungen wie insbesondere Kinderarbeit in der gesamten
Lieferkette gefertigt.“

Für die Produktion ihres Modells X-10 bezieht H den für die Herstellung der fest einge-
bauten und nicht austauschbaren Akkus des Smartphones wichtigen Rohstoff Kobalt aus-
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schließlich von seinem Zulieferer Z. Dessen Abbaubedingungen hat H entsprechend ihres
Geschäftsmodells zuvor eingehend kontrolliert, wobei die Kontrollen über den in der Bran-
che üblichen Standard sogar noch hinausgehen.

Anfang des Jahres 2022 möchte sich K ein neues Smartphone zulegen. Im Rahmen seiner Suche
nach einem Gerät, das seinen Wünschen entspricht, stößt er auf die Webseite der H und den
dortigen Hinweis zu den Produktionsbedingungen. Da in der letzten Zeit immer wieder
Berichte zu verschiedensten im Zusammenhang mit Kinderarbeit hergestellten Produkten
aufkamen, entscheidet sich K nicht zuletzt wegen dieses Hinweises für das Modell X-10 der H,
auch wenn es teurer ist als Produkte mit vergleichbaren Eigenschaften. Im Februar 2022 kauft
K daher im Geschäft der V das Modell X-10 der H zum Preis von 400 EUR für seinen
Privatgebrauch. Auch V kennt den Hinweis auf der Webseite der H. Auf dem Smartphone ist
eine Betriebssoftware installiert, ohne die das Gerät nicht verwendet werden kann.

Im April 2022 stellt sich nach Recherchen von Journalisten heraus, dass das Kobalt bei Z von
Kindern ab sieben Jahren unter zum Teil lebensgefährlichen Bedingungen abgebaut wurde. Z
hatte die Praktiken gezielt verschleiert, sodass bei den Kontrollen der H keine entsprechen-
den Hinweise sichtbar geworden waren. Den Vertrag mit Z hatte H aus anderen Gründen
ohnehin bereits vor den Veröffentlichungen durch die Journalisten gekündigt.

Bei der Fabrikation des Nachfolgemodells X-20, das Anfang April 2022 von der H auf den
Markt gebracht worden ist, kommt das Kobalt von Z daher bereits nicht mehr zum Einsatz.
Vielmehr wird das im Akku des Modells X-20 verwendete Kobalt unter Bedingungen abge-
baut, die nicht zu beanstanden sind. Im Übrigen stimmt das Modell X-20 mit dem Vor-
gängermodell im Wesentlichen überein, weist diesem gegenüber jedoch leicht verbesserte
Eigenschaften auf und kostet neu 450 EUR.

Als K Ende April aus der Presse von den Missständen bei der Herstellung des X-10 erfährt,
fordert er von V wegen der Kinderarbeit in der Lieferkette die Lieferung eines neuen
Smartphones. Da das durch Kinderarbeit abgebaute Kobalt in sämtlichen Akkus des Modells
X-10 verbaut ist und deren Austausch technisch nicht möglich ist, verlangt K von V ein Gerät
des Modells X-20. V erwidert, dass das im Modell X-10 verbaute Kobalt aus technischer Sicht
nicht zu beanstanden sei. Die Kinderarbeit wirke sich daher – was zutrifft – gar nicht auf die
Funktionsfähigkeit des Endprodukts aus. Ohnehin komme ein Ersatz durch das Modell X-20
angesichts der verbesserten Funktionalität und des höheren Preises nicht in Betracht. Jeden-
falls müsse K ihm aber das Altgerät zurückgeben.

Frage 1: Kann K von V Übergabe und Übereignung eines neuen Smartphones des Modells X-20
verlangen?

Abwandlung

Nach dem Misserfolg mit dem X-10 legt sich K ein Smartphone der Oberklasse zu, mit dem
er zufrieden ist. Einige Monate später lässt er das Gerät jedoch aus Versehen auf den Boden
fallen. Dabei wird das Display stark beschädigt, sodass das Smartphone nicht mehr verwendet
werden kann. Daher bringt K das Gerät in das Geschäft des U, der eine Reparaturwerkstatt
für Handys betreibt. K beauftragt U mit dem Austausch des Displays, was 200 EUR kosten
soll. Nach Durchführung der Reparatur innerhalb der nächsten Woche soll U den K telefo-
nisch über dessen Festnetztelefon benachrichtigen und dieser das Gerät abholen.

Wenige Tage später nimmt U die Reparatur vor und versucht anschließend, K telefonisch zu
erreichen. Dieser geht jedoch nicht ans Telefon. U versucht es mehrfach und hinterlässt auch
wiederholt eine Nachricht auf dem Anrufbeantworter des K, in der er diesen auffordert, das
Gerät abzuholen. Die Nachrichten werden auf dem Anrufbeantworter für K abrufbar gespei-
chert. Dieser nimmt davon jedoch keine Kenntnis. Er ist einem Guru nach Indien gefolgt und
hat als dessen Schüler keine Verwendung für solch irdische Dinge wie ein Smartphone. Das
Smartphone des V hatte mit dem Displayschaden und infolge der Nutzung durch V einen
Wert von 600 EUR. Mit neuem Display beträgt der Wert 800 EUR.

U versucht im Laufe der nächsten Wochen immer wieder, K zu erreichen, jedoch ohne
Erfolg. Als insgesamt vier Wochen vergangen sind, seitdem K ihm das Gerät zur Reparatur
überlassen hat, schaltet U kurzentschlossen eine Anzeige für das Gerät auf dem Internet-
Auktionsportal „eBuy“. Auf der Webseite des gleichnamigen Unternehmens können Privat-
personen und gewerbliche Händler ihre Waren stets für einen festgelegten Zeitraum anbieten,
binnen dessen Interessenten Angebote für die Ware abgeben können. Derjenige, der nach
Ablauf der Zeit das höchste Angebot abgegeben hat, erwirbt die angebotene Ware. U weist in
der Anzeige nicht darauf hin, dass er nicht Eigentümer des Smartphones ist. Nach Ablauf der
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Angebotsfrist ist die Höchstbietende D mit einem Gebot von 700 EUR. D weiß nichts über
die Herkunft des Geräts und hält K für den Eigentümer. Sie übergibt U das Geld in bar und
erhält von U das Smartphone. U geht dabei davon aus, dass er aufgrund seiner Rechte an dem
Smartphone zu dem Verkauf berechtigt sei. Das Geld legt U in einem verschlossenen Um-
schlag in die Schublade seines Schreibtisches und lässt es dort liegen.

Kurze Zeit später ist K wieder zurück in Deutschland, enttäuscht von seinen spirituellen
Erfahrungen. Er erinnert sich an sein Smartphone und begibt sich in das Geschäft des U. U
erklärt ihm, er habe das Gerät an D veräußert. Diese sei – was zutrifft – zu einer Herausgabe
des Smartphones nicht bereit. Er (U) habe bei der Veräußerung keinerlei Pflichten verletzt, da
er aufgrund seines Pfandrechts als Unternehmer zur öffentlichen Versteigerung des
Smartphones berechtigt gewesen sei. Daher habe er sich aus dem Erlös befriedigen dürfen
und müsse K als Ausgleich für den Rechtsverlust infolge der Veräußerung des Smartphones
nur die nach Abzug des Werklohns verbleibenden 500 EUR auszahlen.

K möchte das nicht gelten lassen. Der Verkauf über „eBuy“ sei doch keine öffentliche
Versteigerung. Außerdem hätte U sich nicht als Eigentümer ausgeben dürfen. Wenn U ihm
(K) das Smartphone nicht mehr herausgeben könne, dann müsse U ihm Schadensersatz in
Höhe des Wertes, den das Smartphone im Zeitpunkt der Veräußerung an D hatte – also
800 EUR – zahlen. Jedenfalls aber müsse U ihm (K) den Erlös iHv 700 EUR auszahlen, den
er von D erhalten habe.

U möchte demgegenüber seinen Anspruch auf Zahlung des Werklohns in Abzug bringen. K
erwidert, dass er ohne Herausgabe des Smartphones auch den Werklohn nicht zahlen müsse.
U hält dem entgegen, dass K das Smartphone viel früher hätte abholen müssen. Auch
Schadensersatz könne K allenfalls in Höhe des Wertes des Smartphones vor der Reparatur –
also iHv 600 EUR – verlangen.

Frage 2: Stehen K die geltend gemachten Ansprüche auf Herausgabe des Erlöses iHv 700 EUR und/oder
Schadensersatz iHv 800 EUR gegen U zu?

Bearbeitungshinweis zu Frage 2:

1. Auf die §§ 1247, 1257 BGB wird hingewiesen.

2. Deliktische Ansprüche sowie ein Schadensersatzanspruch aus §§ 989, 990 BGB sind nicht zu prüfen.

Gesamtbearbeitungsvermerk: Es ist auf alle aufgeworfenen Rechtsfragen in einem Gutachten, gege-
benenfalls in einem Hilfsgutachten, einzugehen.

& LÖSUNG

FRAGE 1

K könnte einen Anspruch gegen V auf Übergabe und Übereignung eines neuen Smartphones
des Typs X-20 aus §§ 437 Nr. 1, 439 I Alt. 2 BGB haben.

A. KAUFVERTRAG

K und V haben einen Kaufvertrag (§ 433 BGB) über ein Smartphone des Typs X-10 zum
Preis von 400 EUR abgeschlossen.

B. ANWENDBARKEIT DER KAUFRECHTLICHEN MÄNGELRECHTE

Das kaufrechtliche Gewährleistungsrecht müsste anwendbar sein. Nach § 475a I 1 BGB ist
dies nicht der Fall bei einem Verbrauchsgüterkauf, welcher einen körperlichen Datenträger
zum Gegenstand hat, der ausschließlich als Träger digitaler Inhalte dient. Zunächst müsste ein
Verbrauchsgüterkauf iSd § 474 I 1 BGB vorliegen. K kauft das Smartphone für seinen Pri-
vatgebrauch und ist mithin Verbraucher nach § 13 BGB. V ist als Händlerin Unternehmerin
nach § 14 BGB. Das Smartphone ist eine Ware nach § 241a I BGB. Somit liegt ein Ver-
brauchsgüterkauf vor. Bei einem Smartphone steht jedoch die Funktionalität des Geräts im
Vordergrund, es dient somit nicht ausschließlich als Träger digitaler Inhalte.

Die Anwendbarkeit des Kaufrechts könnte aber nach § 475a II BGB ausgeschlossen sein.
Dafür müsste das Smartphone in einer Weise digitale Produkte enthalten oder mit digitalen
Produkten verbunden sein, dass die Ware ihre Funktionen auch ohne diese digitalen Produkte
erfüllen kann. Die auf dem Smartphone vorinstallierte Software ist für die Funktion des
Geräts jedoch notwendig. Somit ist auch § 475a II BGB nicht einschlägig. Das kaufrechtliche
Gewährleistungsrecht ist daher anwendbar.

Abgrenzung zu den
§§ 327 ff. BGB
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